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ablehnte. Sie gehe davon aus, dass ihre Verwaltung richtig gehandelt habe. 
Damit war ich abserviert und durfte gehen. Es war aber absehbar, dass diese 
Wohnnutzung für den geplanten Erlebnispark ein erhebliches Problem darstel-
len würde: Allein der bei Veranstaltungen entstehende Lärm hätte immer wieder 
Anlass für Beschwerden geben können. Also legten wir noch am gleichen Tag 
Widerspruch gegen die Baugenehmigung ein. Dieser wurde vom Landkreis ab-
gelehnt, woraufhin die Gemeinde Mitte März 2019 eine Aussetzung der Bau-
genehmigung beantragte. Die Ablehnung dieses Antrags kam prompt: rechnet 
man Postweg und Wochenende ab, innerhalb einer Woche. Ergänzend dazu 
reichte Y.C.C. kraft seiner Position auch noch eine Rechtsaufsichtsbeschwerde 
gegen die Gemeinde Passee ein. Auf dem Grundstück läge der Dorfplatz, eine 
öffentliche Straße, die die Gemeinde nicht an Eberhard Voss hätte verkaufen 
dürfen. Auch einer seiner Kollegen meldete sich zu Wort. Er behauptete, dass 
sich die Versorgungsleitungen für das Grundstück von Y.C.C. auf eben dieser 
Fläche befänden. Beides entsprach nicht der Wahrheit. Ebenso beachtlich wie 
diese Falschaussagen war, dass Y.C.C. die von ihm eingereichte Rechtsaufsichts-
beschwerde selbst bearbeitete und nun mehrere Schreiben über seine Mitarbei-
ter versenden ließ. Erst einige Tage danach übernahm, zumindest offiziell, ein 
anderer Justiziar des Amtes den Vorgang. Dies änderte aber nicht viel, denn nun 
ging dieser, zusammen mit den Mitarbeitern von Y.C.C., weiter gegen die Ge-
meinde vor.  

Im August 2020 fand dann ein Mediationstermin statt, in den Räumen 
des neuen Eigentümers Y.C.C.  Eberhard Voss als neuer Parkeigentümer machte 
Y.C.C. in diesem Termin mehrere Angebote für eine gütliche Einigung und 
damit erhebliche Zugeständnisse, um die Sache irgendwie einvernehmlich zu 
lösen. Y.C.C lehnte all diese Entgegenkommen ab, was in die Frage mündete, 
wie denn aus seiner Sicht eine Lösung aussehen könnte. Er äußerte daraufhin, 
dass er sich vom neuen Parkbesitzer ein Haus im Wert von 2,1 Millionen Euro 
wünsche, an einer gleichwertigen Stelle. Mit dieser grotesken Forderung wurde 
schlagartig klar, dass es ihm hier um Bereicherung ging – und das mithilfe von 
Wissen, das er allein seiner beruflichen Position verdankte. Es verging jedoch 
noch einige Zeit bis deutlich wurde, in welchem Maße er hierfür mit einigen 
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anderen Kollegen im Amt zusammenarbeitete und seine berufliche Position 
missbrauchte.  

Bei der Gerichtsverhandlung im Januar 2020 wiederholte Y.C.C. seine For-
derung nach dem Ausgleichsgrundstück noch einmal – öffentlich und vor vielen 
Zeugen. Zu einer Klärung kam es nicht: Die Forderung war einfach zu grotesk. 
Damit fehlte es nach wie vor an der nötigen Planungssicherheit für die weitere 
Parkentwicklung. Ließ man Y.C.C. gewähren, würde der Betrieb des Freizeit-
parks nur noch unter massiven Auflagen möglich sein. Das machte einen ren-
tablen Betrieb im Grunde unmöglich, denn dieser war ja auch mit Veranstal-
tungen geplant worden, teilweise in den Abendstunden. Und auch sonst hielt 
Y.C.C. Investor und Gemeinde mit Forderungen auf Trab, für die es Planände-
rungen, Gutachten und dergleichen brauchte – für den neuen Parkbetreiber 
eine kostspielige Sache. Bezeichnend für Y.C.C.s Vorgehen ist, dass er für das 
gleiche Projekt einen zweiten Antrag auf Baugenehmigung einreichte, als unsere 
Klage gegen seine Baugenehmigung Erfolg versprach. Wir gewannen gegen die-
sen ersten Bauantrag zuerst beim Landgericht und dann, nachdem der Land-
kreis in Widerspruch gegangen war, auch beim Oberlandesgericht. Die Ge-
meinde stimmte dem Bauantrag auch bei diesem zweiten Versuch nicht zu – 
der geplante Wohnungsbau entsprach einfach nicht dem bewilligten Flächen-
nutzungsplan. Einmal mehr verzichtete das Bauamt des Landkreises auf unsere 
Meinung: Die Kollegen von Y.C.C. genehmigten auch den zweiten Bauantrag. 
Wieder schrieb ich einen Brief nach dem anderen, um falsche Aussagen aus dem 
Bauantrag zu widerlegen – leider ohne Erfolg. Selbst eine unabhängige wege-
rechtliche Bewertung wurde vom Amt durch ein vom Landkreis selbst erstelltes 
Gegengutachten ersetzt, das wiederum zahlreiche falsche Aussagen enthielt. 
Gleichzeitig bekam unsere Gemeinde lange, paragraphenlastige Anschreiben, 
mit dem man uns offenbar einschüchtern wollte. Ich kannte so ein Vorgehen ja 
inzwischen recht gut und prüfte die Aussagen und Paragraphen im Detail. 
Dabei zeigte sich, dass mehr als die Hälfte davon für unseren Fall vollständig ir-
relevant war. Mit dieser Überprüfung hatte offenbar niemand gerechnet, aber 
meine ausführlichen, Punkt für Punkt begründeten Widersprüche bewirkten 
wieder nichts: Y.C.C. trieb seine Bemühungen weiter voran. Die Krönung war 
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dann, dass man sogar schon mit dem Breitbandausbau zu seinem Grundstück 
begann. Der Parkeigentümer wurde dazu überhaupt nicht informiert, obwohl 
die Arbeiten über sein Gelände liefen. Eines Morgens trafen dort mehrere Bau-
trupps ein, ohne dass er oder die Gemeinde davon wusste. Als ich vor Ort 
ankam, um die Sache zu klären, wurde ich von Y.C.C. massiv beschimpft: Ich 
sei ein Hobbyjurist und Querulant, dessen Machenschaften schon einen Staats-
anwalt interessieren könnten. Gleichzeitig überredete er die Bautrupps, die Ar-
beiten fortzuführen. Ich empfahl den Baufirmen dringend, auf den Grund-
stückseigentümer zu warten, da dieser über die Baumaßnahmen hätte infor-
miert werden müsse. Als Eberhard Voss schließlich vor Ort ankam, gab es einen 
sehr aufgeregten, teilweise auch lautstarken Disput. Am Ende zogen die Bau-
trupps ab, drohten dem Parkeigentümer Voss aber, ihm den ganzen Einsatz in 
Rechnung zu stellen. Y.C.C. beantragte eine einstweilige Verfügung gegen den 
Parkbetreiber. Das Gerichtsverfahren verlor Voss in erster Instanz. Genauso un-
terlag er in einem weiteren Verfahren, in dem es um die Errichtung von Bau-
zäunen ging. Der Grund für diese Niederlagen war eine eidesstattliche Versiche-
rung von Y.C.C., in der er aber offenkundig log. Unter anderem behauptete er, 
von Bauzäunen so eingeschlossen zu sein, dass er sein Grundstück nicht mehr 
regulär betreten könne. Ich wurde beschuldigt, eigenmächtig einen Beschluss 
zum Verkauf des Parks herbeigeführt zu haben, ohne das Amt mit einzubinden. 
Hier zitierte er eine Mitarbeiterin des Amtes, die inzwischen schriftlich bezeugt 
hat, so eine Aussage nicht gemacht zu haben. Die Liste zumindest fragwürdigen 
Vorgehens seitens Y.C.C. schließt auch die illegale Beschaffung von Grund-
buchauszügen ein – und ließe sich weiter fortsetzen. Trotz allem, was wir in-
zwischen über diese Machenschaften wissen, sind diese verlorenen Verhandlun-
gen übrigens bis heute rechtsgültig, denn es gab bislang keine Hauptverhand-
lung vor Gericht. Bis heute wurde er nicht für diesen Meineid belangt, obwohl 
dieser eigentlich ein Fall für die Staatsanwaltschaft wäre. Das ist in meinen 
Augen ein echtes Systemversagen: Du lügst vor Gericht, zahlst am Ende viel-
leicht eine Strafe wegen Meineids, hast aber bis dahin locker drei bis vier Jahre 
Zeit, um Deine Interessen durchzusetzen. Bei der Aufarbeitung des Vorgangs 
wurde außerdem deutlich, wie viele Mitarbeiter des Amtes in den Vorgang ein-
gebunden waren. Immer wieder wurden sie von Y.C.C. für die Durchsetzung 
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persönlicher Ziele instrumentalisiert. So spitzte der Konflikt sich immer weiter 
zu. Parallel dazu lief die Klage unserer Gemeinde gegen den Landkreis Nord-
westmecklenburg, weil dieser illegales Wohnen auf einem Gewerbegrundstück 
im Außenbereich ermöglicht hatte. Diese Klage wurde am 30.11.2022 in zwei-
ter Instanz vor dem Oberlandesgericht verhandelt. Und wir bekamen Recht. 
Daraufhin stellten wir den Antrag, dass die Baugenehmigung zurückgezogen 
werden müsse – wir beriefen uns dabei auf geltendes Verwaltungsrecht. Die 
Antwort war ein lapidarer Brief, der auf die noch laufende Klärung im Hause 
verwies. Später folgte ein Gespräch, in dem man eine Rücknahme beider Bau-
genehmigungen zusagte. Danach geschah wochenlang nichts – und in dieser 
Zeit reichte Y.C.C. einen dritten Antrag auf Baugenehmigung ein. Die nach-
weislich falsche wegerechtliche Bewertung wurde auch zu diesem Zeitpunkt 
nicht geprüft und geändert, obwohl nun eine unabhängige anderslautende Be-
urteilung vorlag. Damit war für mich das Maß endgültig voll und ich schrieb 
einen langen Brief, erst an den amtierenden Landrat und dann als offenen Brief 
an den Kreistag. Darin schilderte ich den Vorgang ausführlich und belegte jede 
einzelne Aussage mit Dokumenten. Dieser Brief wurde einer gerade neu ins 
Amt gekommenen Juristin übergeben, die zunächst ungläubig reagierte. Ver-
ständlicherweise, der Vorgang klingt ja einfach nur abenteuerlich. Sie saß jedoch 
am Platz ihres Vorgängers, eines der beiden Juristen, die Y.C.C. bei seinem Feld-
zug gegen uns unterstützt hatten. Also sah sie sich seine, am Arbeitsplatz noch 
verfügbaren, Emails an. Und fand eine ganze Reihe von Postein- und -ausgän-
gen, die meine Aussagen bestätigten. Daraufhin wurde sie umgehend tätig und 
informierte den neu gewählten Landrat, der nun seinerseits tätig wurde: Als die 
drei hauptverantwortlichen Juristen am nächsten Tag ins Büro kamen, wurde 
Y.C.C. selbst mit sofortiger Wirkung vom Dienst suspendiert.9 Die beiden an-
deren waren nicht mehr länger in ihrem Arbeitsfeld eingesetzt.  

Inzwischen wurde der Email-Austausch der drei miteinander gründlich 
ausgewertet. Dabei zeigte sich, dass Tüzen nicht der einzige Fall war, in dem die 

9 Eine Suspendierung bei vollen Bezügen, der im Februar 2024 ein Wechsel auf eine gut do-
tierte  Stelle beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg.
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drei Männer ihr Amt für persönliche Vorteile missbraucht hatten. Dies ändert 
nichts daran, dass die von Y.C.C. geschaffenen Tatsachen danach noch eine 
ganze Weile gültig blieben: Er nutzte weiterhin das Grundstück, sein dritter 
Bauantrag wurde erst deutlich später abgelehnt, die Parkplanung lag noch viele 
Monate weiterhin auf Eis. Inzwischen haben wir in diesem Prozess mehr als vier 
Jahre Zeit verloren. Aber aus Erfahrung weiß ich, dass ich den Gerichten ver-
trauen kann. Ich habe, auch davon handelt dieser Rückblick, oft erleben müssen, 
dass Behörden übel mit unserer Gemeinde umgesprungen sind. Aber wann 
immer wir es geschafft hatten, eine strittige Sache vor Gericht verhandeln zu 
lassen, haben sich unsere Argumente bestätigt. Das Problem ist, dass es immer 
so lange braucht und so viel Kraft kostet, den Weg bis zu diesem Punkt zurück-
zulegen. Und ohne Klage eben nicht geht. So einen langen Atem kann man von 
einem ehrenamtlichen Bürgermeister eines kleinen Dorfes aber eigentlich nicht 
verlangen. Deshalb kommen Verwaltungen mit offenkundigem Unrecht so oft 
durch – weil die Kraft für dieses Aushalten, diese Auseinandersetzung nicht 
reicht. Dabei sollten die übergeordneten Verwaltungen doch eigentlich unsere 
Interessen vertreten, das Ehrenamt der Bürgermeister im ländlichen Raum stär-
ken und unterstützen. Stattdessen erlebte ich immer wieder Arroganz und 
Übergriffigkeit, die kommunale Selbstverwaltung unglaublich schwer bis un-
möglich machen. Das, was ich manchmal schon „Verwaltungsdiktatur“ nenne, 
ist umso ausgeprägter, je kleiner die Gemeinden werden. Dieses Traktieren mit 
Bestimmungen, Vorschriften und Auflagen sortiert jene Gemeinden aus, denen 
das Wissen und die Kapazitäten für den Umgang damit fehlen. Und dies wie-
derum vernichtet einen wichtigen Teil unserer kommunalen Selbstverwaltung, 
einen essentiellen Teil unserer Demokratie. Eine Stadt mit hinreichenden Res-
sourcen kann damit vielleicht noch umgehen – nicht aber eine ehrenamtliche 
Gemeindevertretung.    ¬ 
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Abenteuer in den Niederungen der Kommunalpolitik 

Oder: Ein Dorfbürgermeister meint es ernst mit der Demokratie 

In der mecklenburgischen Provinz ist nichts los? Da ist es noch zu finden, das 
ach so reizvoll verschlafene Leben, fernab der nervigen Krisen in der Welt von 
Politik, Wirtschaft und Finanzen? Weil dort, tief im Mecklenburgischen, so-
wieso alles fünfzig Jahre später stattfindet? Ein schwerer Irrtum. Wer’s nicht 
glaubt, sollte nur einmal das beschauliche Dorf Passee besuchen und mit den 
Leuten dort sprechen. Vor allem mit Adolf Wittek, dem Bürgermeister. Der 
Mann hat sich die Mühe gemacht, nach über drei Jahrzehnten im Amt Bilanz 
zu ziehen. Wer verstehen will, wie Politik „ganz unten“ funktioniert oder warum 
sie oft nicht richtig funktioniert, der sollte lesen, was Wittek zu sagen hat. Oder 
eben mit ihm sprechen.  

Ich habe Wittek im Frühsommer 1992 kennengelernt. Damals arbeitete 
ich als Journalist für den NDR und erhielt eines Tages den Auftrag, unverzüg-
lich mit einem Kamerateam in ein Nest unweit von Wismar zu fahren. Dort 
sei der Teufel los. Angeblich gebe es einen regelrechten Aufstand der Dorf-
bewohner gegen einen Immobilienmakler. Der – wie konnte es anders sein – 
natürlich aus dem Westen kam. Ost gegen West – das versprach Spannung, 
nicht mal zwei Jahre nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages. Sollte dort, in 

N A C H W O R T  
 
 
 
 
 
 

Michael Schmidt



43

diesem Passee, gar so etwas wie ein Praxistest auf die bejubelte deutsche Einheit 
stattfinden? Nichts wie hin also. 

Meine Erwartungen wurden nicht enttäuscht. Das ganze Dorf war auf den 
Beinen. Die Sprechchöre tönten schon von weitem über die Hauptstraße. Der, 
gegen den die Leute unüberhörbar Front machten, war ein aus Schleswig-Hol-
stein angereister Immobilienmakler. Offenbar die Hassfigur schlechthin. Der 
Mann hatte 11 Hektar Land in Passee gekauft – für 0,52 DM den Quadrat-
meter! Damit nicht genug, beanspruchte er nun auch alles, was darauf stand: 
Dorfkonsum, Kindergarten, Wohnhäuser, Kläranlage, eine Garage. „Wegen der 
Einigung können sich die Wessis hier Millionen aneignen? Eine Frechheit! Soll 
machen, dass er wegkommt, der Ganove!“, rebellierten lautstark die Einwohner. 
Auf die Beine gebracht hatte sie ihr Bürgermeister Wittek, der mit dem Mut 
der Verzweiflung auf diese Weise die Möglichkeiten der neuen Demokratie aus-
reizen wollte. Er war es auch, der Presse, Radio und Fernsehen alarmierte. Mög-
lichst viele Menschen im Land sollten erfahren, welcher Skandal sich in Passee 
abspielt. Wittek hatte kapiert, dass Protest allemal besser funktioniert, wenn er 
nicht nur mit viel Lärm, sondern auch möglichst öffentlich ausgetragen wird. 
Das kleine Dorf im Landkreis Nordwestmecklenburg darf insofern getrost als 
früher Seismograph ostdeutscher Befindlichkeit betrachtet werden. Und zwar 
Jahrzehnte bevor die Feuilletonseiten westdeutscher Gazetten die latente Un-
zufriedenheit der komischen Ostler entdeckten.  

Schon nach dem ersten Drehtag in Passee war mir klar: Bürgermeister Wit-
tek hat keine Scheu, auch in kritischen Situationen klare Entscheidungen zu 
treffen. Er kann Leute mobilisieren und er hat Steherqualitäten, wenn’s mal hart 
auf hart kommt. Dumm nur, dass im Fall Passee der Herr aus dem Westen im 
Recht war. Überdies hatte er eine feine Nase für eine gravierende Lücke im Ei-
nigungsvertrag. Denn wer in der alten Bundesrepublik ein Grundstück besaß, 
dem gehörte auch alles, was darauf mal gebaut war. Diesen untrennbaren Zu-
sammenhang zwischen Grund- und Gebäudeeigentum gab es in der DDR 
nicht. Zwei unterschiedliche Rechtsauffassungen prallten folglich aufeinander, 
weil die Verfasser des Einigungsvertrages davon entweder keine Ahnung hatten 
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oder diesen Unterschied als nicht dramatisch einschätzten. Was sich alsbald rä-
chen sollte. Allein in Mecklenburg-Vorpommern gab es damals mehrere zehn-
tausend vergleichbare Streitfälle, in denen es um eine Zusammenführung von 
Grund- und Gebäudeeigentum ging. Passee war dabei sicher einer der krasses-
ten. Insgesamt wurden aus ganz Ostdeutschland über eine Million Anfragen 
an das Bundesjustizministerium gestellt. Dort erkannte man die Brisanz der 
Konflikte. Zunächst trat ein Moratorium in Kraft, das den Alteigentümern – 
also in unserem Fall der Gemeinde Passee und den Einwohnern – garantierte, 
ihre Immobilien aus DDR-Zeiten zu behalten. Danach wurde ein Sachenrechts-
bereinigungsgesetz verabschiedet, das zur weiteren Entspannung beitrug. Ein 
bundesweiter Erfolg, der letztlich auch den aufmüpfigen Passeern mit ihrem 
widerständigen Bürgermeister an der Spitze zu verdanken ist.   

Nach Jahren der Proteste, Eingaben und ständiger Termine vor Gericht 
konnte das Dorf aufatmen. Nun wollten sich Wittek und seine Gemeindever-
treter endlich um das normale Leben kümmern und überlegen, wie Passee in 
Zukunft aussehen könnte. In der Zeit habe ich einen Bürgermeister voller Ideen 
und Tatendrang erlebt. Sein ganzer Stolz: der neue Haustierrassenpark. Der 
passte in die Landschaft und bot Menschen im Rahmen von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen eine sinnvolle Beschäftigung. Den Niedergang dieses sehens-
werten touristischen Angebots konnte die Gemeinde allein jedoch nicht aufhal-
ten. Es habe der „Rückenwind“ aus der Region gefehlt, sagt Wittek. Damit hätte 
man den Haustierpark sogar zu einer überregionalen Attraktion entwickeln 
können. Stattdessen: Egoismus und Neid in Nachbargemeinden, piefige Zu-
rückhaltung bei der Bewertung des Projektes im Landkreis und immer weniger 
Fördergeld. Anscheinend ist das alte Mecklenburg so schnell doch nicht tot-
zukriegen – wer über den eigenen Dorfanger hinausdenken möchte, der schei-
tert nicht selten an bürokratischen und finanziellen Hürden, die von den oberen 
Verwaltungen errichtet werden. Bloß nichts übereilen. Schließlich muss alles 
seine Ordnung haben…  

Ab und zu habe ich Wittek zu Hause besucht und wollte wissen, was es 
Neues in Passee gibt. Während unserer Gespräche ging er dann meistens ein 
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paar Schritte nach hinten in sein „Wohnzimmer-Büro“. Das sind die zwei, drei 
Quadratmeter zwischen Couch und Terrassentür, auf denen sein Schreibtisch 
samt PC und Drucker steht, umrahmt von diversen Aktenordnern. Weil er 
nicht von morgens bis abends im Gemeindebüro ackern wollte, pflegte er dieses 
„Homeoffice“. Flugs holte er einige der aktuellen, zumeist amtlichen Schreiben 
hervor, die ihm gerade die Ruhe raubten. Die Texte auf dem Papier – voller ge-
wiefter juristischer Formulierungen. Meistens wortreiche amtliche Begründun-
gen von Verhinderungen und Zurechtweisungen bis zu Drohungen. Gerichtet 
an ihn, den unbotmäßigen Bürgermeister. Während ich noch über den Blättern 
grübelte, was das Paragrafen-Deutsch bedeuten könnte, erklärte mir Wittek 
diese Fremdsprache nicht nur, sondern legte gleich sein weiteres Vorgehen dar. 
Mir nötigt das bis heute Respekt ab – die jahrelange Auseinandersetzung mit 
einem westdeutschen Makler und die darauf folgenden Mühen der kommuna-
len Ebenen haben aus ihm einen versierten Kommunalpolitiker gemacht. Wi-
derständig ist er geblieben. Nicht unbedingt zur Freude der Landkreisverwal-
tung und anderer Gremien. Aber was macht Demokratie aus? Das klaglose Ab-
nicken der Vorgaben „von oben“? Sind Bürgermeister und Gemeindevertreter 
erwünscht, die nur Erfüllungsgehilfen der „großen Politik“ sind? Oder sollte 
den Parlamentariern in den Kommunen nicht besser zugestanden werden, ihr 
Dorf und ihre Stadt weitestgehend in Eigenregie zu gestalten? Der Anspruch 
heißt doch „Kommunale Selbstverwaltung“. Dafür wäre aber ein finanzieller 
Spielraum erforderlich, den es im realen Leben nur selten gibt. Die Kommunal-
vertretungen haben ein finanzielles Korsett zu ertragen, dass ihnen von Bund 
und Land verpasst wird.  

Unter solchen Umständen ist Kommunalpolitik nicht unbedingt das reine 
Vergnügen. Denn – und das sei bitte nicht vergessen! – nicht nur Wittek und 
seine Gemeindevertreter leisten ihre Arbeit für das Dorf ehrenamtlich. Gleiches 
tun Bürgermeister und Gemeindevertreter in rund 700 Orten in MV. Es sind 
Frauen und Männer, die nach Feierabend über Wohl und Wehe ihrer Kommune 
entscheiden. Es mag sich pathetisch anhören – aber sie sind die tragenden Säu-
len unserer Demokratie. Deshalb haben sie auch vom Land und vom Bund mehr 
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Anerkennung verdient als nur einen warmen Händedruck und einen Blumen-
strauß zum alljährlichen „Tag des Ehrenamtes“. 

Wittek gehörte mal der SPD an. Aber wenn er seine Genossen über die fi-
nanziellen Nöte der Gemeinden informieren und darüber mit ihnen diskutieren 
wollte, traf er auf zunehmende Entfremdung: „Am Ende waren alle nur noch 
genervt und hörten mir nicht mehr zu. Bei Versammlungen konnte ich richtig 
sehen, wie ‚nicht schon wieder er, mit seiner Finanzierung der Gemeinden‘ im 
Raum stand – man nahm mich schlichtweg nicht mehr ernst, mit der Arroganz 
derer, dessen Problem es eben nicht ist.“ Er spricht damit ein sehr gegenwärtiges 
Problem an: viel zu viele Menschen fühlen sich mit ihren Fragen und Sorgen 
von der etablierten Politik nicht mehr wahr-, geschweige denn ernstgenommen. 
Witteks persönliche Schlussfolgerung:  Es war an der Zeit, seine Partei zu ver-
lassen. Auf noch mehr Konfliktfelder hatte er keine Lust. Es wird für ihn ein 
schwacher Trost sein, dass die Realitäten im Recht geben. Erst kürzlich warnte 
der Deutsche Städtetag: „Die Zeiten ausgeglichener Haushalte sind für die 
Kommunen vorbei. Inflationsbedingte dramatische Ausgabensteigerungen und 
gering wachsende Einnahmen bilden eine unheilvolle Allianz… Deshalb müssen 
wir grundsätzlich an die Finanzausstattung rangehen. Wir müssen weg vom 
Förderwirrwarr, insbesondere für die zentralen Trans¬formationsaufgaben, die 
von den Kommunen umgesetzt werden müssen. Es ist klüger, stattdessen grund-
sätzlich den Steueranteil der Städte und Gemeinden zu erhöhen, zum Beispiel 
an der Umsatzsteuer. Es ist wichtig, dass die Städte wieder mehr investieren kön-
nen.“ 

Auch Passee konnte die Flaute in der Gemeindekasse auf Dauer nicht igno-
rieren. Mit der Eigenbewirtschaftung des Haustierrassenparks war es vorbei. 
Ein neuer Betreiber musste gesucht werden. Gefunden wurde ein umtriebiger 
Jungunternehmer aus der Gesundheitsbranche. Seine Ankündigungen für eine 
gesicherte Zukunft des Parks klangen verlockend. Doch es dauerte nicht lange 
und Bürgermeister Wittek musste sich eingestehen: Passee war schon wieder 
auf einen Glücksritter reingefallen, dem es letztlich um Grund und Boden des 
Parks und um die darauf befindlichen Immobilien ging. Ich erinnere mich, wie 
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er mir gegenüber saß, seinen Kopf schüttelte und fragte, was er bloß verbrochen 
habe, dass ausgerechnet Passee von solchen „Typen“ heimgesucht werde. Ich 
antwortete, dass bestimmt die wahrlich schöne Natur rund um das Dorf Schuld 
sei. Die einmalige Endmoränen-Landschaft mit ihren sanften Hügeln und im 
weiten Umkreis nicht ein Windrad. Offenbar übe diese Gegend auch auf ab-
gebrühte Geschäftemacher eine magische Anziehung  aus. Außerdem könnte 
ich mir denken, dass Leute dieses Schlages der festen Überzeugung seien, einen 
kleinen Dorfbürgermeister wie den Wittek locker über den Tisch ziehen zu 
können. Der wisse doch eh nicht Bescheid… 

Eine kapitale Fehleinschätzung. Anders als im Fall des westdeutschen Mak-
lers waren die Frontlinien nun allerdings weniger klar gezogen. Konnte der dy-
namische Ost-Chef einer Gesellschaft für Sozial- und Gesundheitsdienste doch 
auf die Empfehlung einer Landesbehörde verweisen, war in der Landes-SPD 
bis hoch in Ministerien bestens vernetzt und besaß einen hervorragenden Leu-
mund. So einem wollte Wittek betrügerische Machenschaften nachweisen? 
Ausgerechnet er, ein SPD-Aussteiger? Ja, das wollte er. Ich weiß nicht, wie viele 
Kommunalpolitiker unter diesen Umständen ihren Posten hingeschmissen hät-
ten. Wittek blieb sich treu. Er ging zum x-ten Mal im Gemeindebüro und hinter 
seiner häuslichen Couch die Akten durch und konnte sich dabei gelegentliches 
Fluchen nicht verkneifen. Er beantwortete unerquickliche Post, bereitete sich 
auf Gerichtstermine vor und beraumte endlose Sitzungen der Gemeindevertre-
tung an. All das zog sich hin über Jahre – bis der sogenannte Investor das Feld 
räumte. Nicht unerwähnt sollte bleiben, dass dieser Unternehmer, auch außer-
halb von Passee für Negativschlagzeilen sorgte. Zeitungen berichteten im Jahr 
2017, das Finanzgericht habe seiner Gesellschaft die Gemeinnützigkeit aber-
kannt. Grund: der umtriebige Firmenchef habe sich zu viel eigenes Salär ge-
gönnt. Wittek hatte den Braten gerochen. 

Was muss ein ehrenamtlicher Bürgermeister können? Was qualifiziert ihn 
für diese Tätigkeit? Muss er Betrügereien und leere Versprechungen schon von 
weitem wittern? Wie viel Vertrauen in Einwohner und Partner ist nötig für seine 
Arbeit? Wie viel Misstrauen darf sein? Und woher nimmt ein Dorfbürgermeis-
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ter eigentlich seine Ermutigung – von seinen Wählern und den Mitstreitern in 
der Gemeindevertretung, von seriösen Investoren? Wittek hatte sich im Laufe 
der Jahre nicht nur elementares juristisches Knowhow angeeignet, er blieb trotz 
aller Nackenschläge stets ein optimistischer Realist. Wahrscheinlich ist das eine 
der Grundtugenden für jegliches kommunalpolitisches Engagement. So ge-
wappnet überstand er auch den nächsten Konflikt. Wieder ging es um eine Im-
mobilie. Wieder entzündete sich der Streit zwischen einem zugezogenen Bürger 
und der Gemeinde an nicht eingehaltenen Verabredungen. Selbstherrlich und 
eigenmächtig interpretierte der Neu-Passeer vereinbarte Verträge über Baupla-
nung und Nutzung eines Gebäudes zu seinem privaten Vorteil und blockierte 
damit obendrein neue Projekte für den ehemaligen Haustierrassenpark. Wie 
nicht anders zu erwarten in Passee – auch diese Auseinandersetzung zog sich 
hin. Mit all dem zur Genüge bekannten Prozedere: Rechtsanwälte und Gerichte 
wurden bemüht und die Lokalpresse nahm einmal mehr Passee in den Blick. 
Das allein wäre für Bürgermeister Wittek kein Grund gewesen, unruhig zu wer-
den. Ihm bereitete die Tatsache Bauchschmerzen, dass der neue Kontrahent 
Unterstützer von Amts wegen hatte. Angestellt in der Kreisverwaltung als Chef 
der Kommunalaufsicht und zuständig auch für Datenschutz, hielt er es offen-
sichtlich für legitim, Recht und Gesetz nach eigenem Gutdünken auszulegen. 
Wohlwollend gedeckt von seinen Dienstherren. Für Bürgermeister Wittek ein 
Unding. Diese Eine-Hand-wäscht-die andere-Strukturen mit denen er es zu tun 
bekam, beschreibt er anschaulich als „Systemversagen“ und „abenteuerlich“. 
Zwar war er gezwungen, in den vergangenen Jahren auf dem weiten Feld der 
Kommunalpolitik ein vielseitiges Training zu absolvieren und hatte mit Erfolg 
jeden Praxistest bestanden. Aber allein als Einzelkämpfer hätte er die Interessen 
seines Dorfes nicht behaupten können. Dafür brauchte es schon das Vertrauen 
und die Geschlossenheit der Gemeindevertreter an seiner Seite. Beides gaben 
sie ihm. 

Auf dieses letzte Kapitel seiner Karriere als Dorfbürgermeister hätte Wit-
tek trotzdem liebend gern verzichtet. Zu deprimierend für ihn war das Erleben 
von amtlich sanktionierter Korruption. Ganz abgeschlossen ist die Geschichte 
aber nicht. Es ist noch über Parteienfilz zu sprechen. Dazu muss man wissen, 
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dass besagter Chef der Kommunalaufsicht wegen Untreue vom Dienst suspen-
diert wurde. Nach dem Hausverbot in der Kreisverwaltung gelang ihm die wei-
che Landung als Dezernatsleiter im Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Westmecklenburg, in einer Behörde des SPD-geführten Landwirt-
schaftsministeriums. Nach wie vor besitzt der im Landkreis geschasste Beamte 
das Parteibuch der SPD. Das hatte ihm schon in der Kreisverwaltung – und da-
nach? – gute Dienste getan. Und soll es jetzt wieder tun. Er wurde bei seiner 
Partei vorstellig und bat dringend darum, sie möge ihn doch auf die Kandida-
tenliste zur Kommunalwahl in Passee setzen. Was sie auch anstandslos tat.  

Wittek hingegen tritt zur Kommunalwahl 2024 nicht mehr an. Eine Ent-
scheidung, die dem Alter geschuldet ist. Einen geeigneten Nachfolger für die 
neue Kandidatenliste habe er schon gefunden, erzählt er und freut sich darüber. 
Wenn man mich – seinen journalistischen Wegbegleiter – fragen würde, hätte 
ich noch einen anderen Vorschlag: Wie wäre es, wenn er neben dem Gemein-
debüro in Passee einen Schulungsraum einrichtet? Ein Anlaufpunkt für ange-
hende und noch nicht so erfahrene Menschen, die sich in die Kommunalpolitik 
von MV einbringen wollen. Adolf Wittek hätte ihnen eine Menge mit auf den 
Weg zu geben.    ¬ 
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Offener Brief Adolf Witteks an die Fraktionen des Kreistages 
Nordwestmecklenburg vom 10.07.2023 

Sehr geehrte Damen und Herren des Kreistages Nordwestmecklenburg, 

nachdem ein dritter Bauantrag von Herrn C. mit unserer Anwältin und der Ge-
meindevertretung beraten wurde, ist das Einvernehmen der Gemeinde nicht 
erteilt worden. Die Gemeindevertretung Passee versagte das Einvernehmen ein-
stimmig. Alle Gemeindevertreter waren anwesend. Befremdet haben sich meh-
rere Gemeindevertreter/innen über den 3. Bauantrag für das gleiche Projekt/ 
Grundstück geäußert. Als Bürgermeister der Gemeinde Passee kann ich nur 
hoffen, dass die Gemeindevertretung nicht ein drittes Mal übergangen wird. 

Über die Umgangsweise der Verwaltung mit der Gemeinde Passee bin ich sehr 
verärgert. Vor mehr als 30 Wochen hat das OLG Greifswald, am 31.11.2022, 
den Beschluss des VG Schwerin bestätigt und den Bauantrag nicht nur für nich-
tig erklärt, sie hat mit ihrer Begründung einem Hauptverfahren, kaum eine 
Chance gegeben. Vor ca. 28 Wochen, am 12.12.2022, habe ich für die Ge-
meinde Passee den Antrag gestellt, die beiden Baugenehmigungen zurück-
zunehmen. Mein Ziel war es, eine normale Zusammenarbeit zwischen Land-
kreis und Gemeinde anzustreben. Deshalb schrieb ich in den damaligen Antrag: 
„Die Gemeinde fühlt sich nicht als Gewinner des Verfahrens, vielmehr gehen 
wir davon aus, dass es keinen Gewinner geben kann.“ Im Nachhinein muss ich 
feststellen, dass der Landkreis nicht an einer Beilegung der Streitigkeiten inte-

A N H A N G
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ressiert ist. Die Belange ihres Fachdienstleiters der Kommunalaufsicht Y.C.C. 
stehen über den Interessen der Gemeinde Passee, selbst wenn der Landkreis 
damit gegen Rechtsvorschriften und Gesetze verstößt. 

Nach vier Monaten Warten hat sich der Landkreis Nordwestmecklenburg (LK 
NWM) am 17.04.2023 zu einem Gespräch bereit erklärt und den Beteiligten 
einen Vergleichsvorschlag vorgelegt. Zu dem Vergleichsvorschlag möchte ich 
nochmal bemerken, dass damit das Wohnrecht der Familie C. durch die Hin-
tertür gesichert werden sollte. Dazu passt auch, dass der Landkreis bis heute 
keine Nutzungsuntersagung für das betroffene Gebäude erteilt hat. Der Ver-
gleich kam nicht zustande und am 26.04.2023 erklärten der LK NWM schrift-
lich, beide Baugenehmigen aufzuheben. Nach weiteren 12 Wochen Warten ist 
nun ein Schreiben des LK NWM eingegangen, mit dem die Baugenehmigun-
gen aufgehoben werden. 

Man kann auch nichts anderes erwarten, wenn Herr N., der Hauptverantwort-
liche für diesen Rechtsstreit, nach wie vor Herr des Verfahrens ist. Aus meiner 
Sicht ist er befangen und dürfte im 3. Verfahren um einen Bauantrag nicht mehr 
eingebunden werden. Die Nähe zu Herrn C. und die Verwendung seiner priva-
ten aber falschen Argumentation in verschiedenen Schreiben durch Herrn N. 
und weitere Verwaltungsmitarbeiter sind ein klarer Beleg dafür. 

Seit Januar 2019 werden die Interessen der Gemeinde Passee mit Füßen getreten 
und die Arbeit eines ehrenamtlichen Bürgermeisters beständig negiert. Nach-
gewiesen unberechtigt sind drei Juristen des Landkreises NWM gut organisiert 
gegen die Gemeinde vorgegangen. Dabei ist festzustellen, dass es immer um die 
Interessen von einem der drei Juristen ging. Herr C., der auch Fachdienstleiter 
der Kommunalaufsicht ist, will gegen die Interessen der Gemeinde sein privates 
Wohnprojekt in einem Sondergebiet für Tourismus und zudem im Außen-
bereich durchsetzen. 

Mit einer Flut von behördlichen Maßnahmen sind Sie in diesem Zusammen-
hang, nach einer Rechtsaufsichtsbeschwerde des Fachdienstleiters der Kom-
munalaufsicht Herrn C., völlig überzogen und im hohen Maße rechtswidrig 
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gegen die Gemeinde Passee vorgegangen. Sie haben angeordnet, einen Beschluss 
aufzuheben, beim Grundbuchamt angeordnet eine Grundbucheintragung 
nicht vorzunehmen, widerrechtlich ein Notariat angewiesen einen Kaufvertrag 
nicht zu vollziehen, der Gemeinde mit einer unhaltbaren Begründung die 
Wahrnehmung einer Beratungsfunktion aufgezwungen und von der Vornahme 
des Informationsrechts Gebrauch gemacht, um Druck auszuüben. Weiterhin 
haben Sie eine Zwischenverfügung gegen einen Kaufvertrag erlassen, einen Ver-
kaufsbeschluss der Gemeinde rechtswidrig beanstandet und aufgehoben. Selbst 
bei der Straßenaufsichtsbehörde reichte ein Anruf von Herrn C., um noch zu-
sätzlich von der Gemeinde eine Stellungnahme zu fordern. Man hatte den eh-
renamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Passee ja noch nicht genug beschäf-
tigt. 

Aber nicht nur die Gemeinde ist von dem Vorgehen der drei Juristen C., S. und 
N. betroffen. Auch einem Investor, der in unserer Gemeinde investiert und Ar-
beitsplätze schaffen will, ist von diesen Vorgängen direkt betroffen. 

Um den Druck aufrechtzuhalten, wurde ein Widerspruch der Gemeinde gegen 
die Baugenehmigung und ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung des Bau-
antrages abgelehnt. Auf viele berechtigte Einwände und Erklärungen seitens 
der Gemeinde wird nicht eingegangen, selbst wenn der Landkreis offensichtlich 
mit seiner Argumentation falsch liegt. Die Bitte, den Bauantrag von unabhän-
giger Seite prüfen zu lassen, fand kein Gehör. In Gutsherrenmanier wird dem 
Bürgermeister in mehreren Schreiben erklärt, was er zu tun hat und was passiert, 
wenn er es nicht tut. Baugesetz, Bauordnung, selbst das Grundgesetz haben für 
die Gemeinde Passee keine Gültigkeit. 

Dies zeigt auch ein unerhörter Vorgang um die Beschaffung und Nutzung von 
Grundbuchauszügen. Grundbucheinsichten von Privatpersonen sind nur bei 
berechtigtem Interesse möglich und müssen schriftlich beantragt werden. Für 
Herrn C. reichte im September 2020 ein Telefonat mit einer Mitarbeiterin im 
Grundbuchamt und er bekam 11 Seiten eines Grundbuchs abends an der Pforte 
ausgehändigt. 11 Seiten, auf denen der gesamte Bestand der Flurstücke des In-
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vestors verzeichnet war und einiges mehr, obwohl er nur für 1 Flurstück ein an-
gebliches berechtigtes Interesse nachweisen kann. Einen Teil der Grundbuch-
auszüge hat er dann in einem einstweiligen Verfügungsfahren gegen den Inves-
tor (dem Eigentümer der Grundbuchauszüge) verwendet und in einem Bau-
verfahren gegen die Gemeinde. Der Justiziar Herr S. hat in einem Schreiben 
den widerrechtlichen Vorgang zwar festgehalten, um am Ende aber zu definie-
ren, dass „die Angelegenheit abschließend plausibel geklärt ist.“ Ein solches Vor-
gehen ist für einen Bürger aus dem Landkreis nicht möglich. Herr C. hat seine 
Dienststellung und seine Bekanntheit innerhalb der Behörde ausgenutzt und 
der Landkreis, in Person Herr S., hat eine Beschwerde darüber abgebügelt. 
Weder Herr C. noch betreffende Mitarbeiter wurden zur Verantwortung gezo-
gen. Vor dem Hintergrund, dass Herr C. selbst Datenschutzbeauftragter unseres 
Landkreises war, geht das Vertrauen und die Glaubwürdigkeit gegenüber Herrn 
C. gegen Null. 

Flankiert wird das Vorgehen des Landkreises von begleitenden Aktionen der 
„Privatperson C.“ Da wird eine Anzeige wegen Beleidigung und Ehrverletzung 
bei der Polizei gegen mich gemacht, weil ich bei Facebook einen Beitrag geliket 
habe, der sich mit Personalien des LK befasste aber deutlich erkennbar nicht 
von mir stammte. Da wird die Einsicht in Protokolle der Gemeindevertreter-
sitzung verlangt, obwohl diese von der GV noch nicht bestätigt sind. Da wird, 
an der Gemeinde vorbei, von unserer Amtsverwaltung eine Feststellung über 
die Öffentlichkeit eines Flurstücks verlangt. Da wird eine eidesstattliche Ver-
sicherung von Herrn C. und seiner Frau mehrfach falsch vorgetragen und der 
Bürgermeister direkt diffamiert. Als Krönung wird sich dann mit der eidesstatt-
lichen Versicherung und den illegal beschafften Grundbuchauszügen ein Vorteil 
in einem einstweiligen Verfügungsverfahren gegen den Investor verschafft. Die 
falschen Aussagen werden auch von Mitarbeitern des LK in einem Anhörungs-
verfahren verwendet und nicht nur da. Da wird mehrfach die Polizei gerufen, 
um ein Tor öffnen zu lassen, das nie verschlossen war. Das angeblich immer wie-
der verschlossene Tor wird dann medienwirksam mit seinem Sohn weggetragen. 
Da reicht ein Anruf des „Petenten C.“ bei der Straßenaufsichtsbehörde, um eine 
umfassende straßenrechtliche Bewertung anzufertigen. 
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Aktuell in dieser Sache hat Herr N., auf Nachfrage der Anwaltskanzlei des In-
vestors, erklärt: „In der Sache muss ich Ihnen nach Rücksprache mit dem Sach-
gebiet mitteilen, dass wir die strittige straßen- und wegerechtliche Bewertung 
nicht zurücknehmen werden. Wir sind gerade an einer gerichtlichen Klärung 
der rechtlichen Qualität einer solchen auf Bitten des für die Gemeinde als zu-
ständigen Straßenbaulastträgers agierenden Amtes ergangenen Einschätzung 
interessiert.“ 

Weder die Gemeinde Passee noch das Amt Neukloster Warin haben einen An-
trag gestellt, eine wege- und straßenrechtliche Bewertung durch die Verwaltung 
des LK NWM fertigen zu lassen. Mussten wir auch nicht. Der Gemeinde und 
dem Amt lag zu der Zeit schon mehr als 3 Monate ein Gutachten eines neutra-
len Fachanwalts für Verwaltungsrecht vor. Daraus ging eindeutig hervor, dass 
das streitbefangene Flurstück 213 keine öffentliche Zuwegung ist. Das deckte 
sich auch mit unserer Auffassung. Die Anwaltskanzlei wurde durch den LVB 
Herrn M. neutral bestimmt. Grund war ein schriftlicher Antrag von Herrn C., 
in dem er „die Feststellung auf der Eigenschaft einer öffentlichen Straße“ vom 
Amt verlangte. Das Ergebnis war genau das Gegenteil von dem, was Herr C. 
beantragt hat. Das Gutachten ordnete das Flurstück als „nichtöffentlichen Weg“ 
ein. 

Erst danach wurde die Verwaltung des Landkreises aktiv. Es reichte der „Anruf 
des Petent C.“ (Zitat aus der Bewertung) und der LK NWM fertigte auf eigene 
Kosten, eine zweite Bewertung an, die nun den Interessen Herrn C.s entsprach 
und das Flurstück 213 als „öffentliche Straße“ einstufte. Der LK NWM nutzte 
dann seine eigene Bewertung, die ich für ein Gefälligkeitsgutachten halte, in 
einem Gerichtsverfahren um eine Baugenehmigung und scheiterte dort. Damit 
hat Herr C. zwei Bewertungen auf Kosten des Steuerzahlers veranlasst. Auch 
die Kosten für die „gerichtliche Klärung“ der „straßen- und wegerechtlichen 
Bewertung“ trägt einzig und allein der LK NWM sowie die Kosten für den 
Rechtsstreit um die 1. Baugenehmigung. Es gibt immer nur einen Nutznießer, 
Herrn C. selbst, der auch in der Kreisverwaltung leitend tätig ist. Mit einer glat-
ten Falschbehauptung verschleiert Herr N. die Tatsachen bei den Beteiligten, 
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der Gemeinde, dem Amt, dem Investor aber vor allem dem Gericht und sugge-
riert, er würde in öffentlichem Interesse handeln. Gerichtsverfahren und viele 
Schreiben belegen, dass das Gegenteil der Fall ist. Er handelt allein im Interesse 
von Herrn C. 

Dies belegt auch der Umstand, dass seit dem Beschluss des OLG Greifswald im 
November 2022, Herrn C. die Wohnnutzung untersagt werden müsste. Aber 
genau das verhindern, mit den beschriebenen Aktionen, Herr N. und Herr C. 
Damit geht der Rechtsstreit weiter und es gibt weiterhin keine Planungssicher-
heit für den Investor. Auch die Verwaltungs- und Planungshoheit der Gemeinde 
Passee werden durch Herrn N. weiterhin torpediert. 

Die Verwaltung des LK MWM nimmt zwei Bauanträge erst 7 Monate nach 
dem Beschluss des OLG Greifswald zurück und gibt Herrn C. damit genug 
Zeit, einen dritten Bauantrag zu stellen. So werden die Ergebnisse der Gerichts-
verfahren negiert und weiterhin wird das Geld des LK NWM in sinnlosen Pro-
zessen vernichtet. In unserer Gemeinde rechnet man schon mit einen vierten 
Bauantrag. Nach dem Motto irgendwann sind sie müde und der Investor weg. 

Da wird von Herrn C. in der Bürgerfragestunde einer GV-Sitzung keine Frage 
gestellt, sondern ein Schreiben verlesen und damit ein Antrag gestellt, dass Pro-
tokoll der letzten Sitzung zu ändern. Einen Antrag, den er ohne Mandat eines 
Gemeindevertreters gar nicht stellen kann. Anschließend wird von ihm, ohne 
den Bürgermeister zu fragen, in der Sitzung das Schreiben an die Gemeinde-
vertreter direkt verteilt. Während der Versammlung versucht er direkt bei der 
Protokollantin nochmal Einfluss zu nehmen. Als Fachdienstleiter der Kom-
munalaufsicht verletzte er in mehrfacher Hinsicht die Kommunalverfassung, 
die Geschäftsordnung der Gemeinde und die Coronaauflagen. An dieser Stelle 
hilft auch die Ausrede nicht mehr „er sei als Privatperson dort gewesen“, für 
einen Fachdienstleiter der Kommunalaufsicht ist das nicht mehr zu entschul-
digen. 

Da fertigt, nur drei Tage nach Beschlussfassung in der GV-Sitzung, die Kom-
munalaufsicht des LK NWM eine Anordnung zur Aufhebung eines Beschlusses 
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an. Mit dem Beschluss, zu Gunsten eines kleinen Prämiensystem, sollten die 
Kameraden zur Weiterbildung angeregt und langfristig an die Feuerwehr ge-
bunden werden. Das war im April 2022 und bis heute ist es der Kommunalauf-
sicht nicht gelungen, gemeinsam mit unserem Amt eine Lösung zu finden. Vor 
dem Hintergrund, dass es sich um Kosten von 430,00 € im Jahresdurchschnitt 
der nächsten 10 Jahre handelt, ist das nur noch peinlich und eine reine Verhin-
derungsstrategie von der Kommunalaufsicht. Entgegen anders lautender Be-
hauptungen ist auch Herr C. in die Sache eingebunden. Er war auch in der Sit-
zung anwesend, als über diesen Beschluss abgestimmt wurde. 

Herr C. war auch Initiator einer Beschwerde gegen mich. Ich wurde der dop-
pelten Falschbeurkundung beschuldigt und er forderte seinen Mitarbeiter in 
der Kommunalaufsicht Herrn F. auf: „energisch meinem Verhalten entgegen-
zutreten“. Ich hätte ein Verwaltungsverfahren zu früh (drei Tage mit Sa und So) 
ausgehängt. Herr C. wies ausdrücklich auch auf die Strafbarkeit hin. Herr F. 
reagierte wunschgemäß und bis heute ist der Vorwurf nicht zurückgenommen 
worden. Obwohl vom Amt Neukloster-Warin ausreichend dazu aufgeklärt 
wurde, ist Herr F. bei der Beschuldigung geblieben. Wenn ich nachweislich eine 
doppelte Falschbeurkundung verschuldet habe, warum wird dann keine Anzeige 
gegen mich erstattet. Oder ist es bequemer, bei passender Gelegenheit mir eine 
Falschbeurkundung vorzuwerfen? Einem ordentlichen Gerichtsverfahren hält 
diese Anschuldigung nicht Stand. 

Betrachtet man die Entwicklung seit Januar 2019 muss man feststellen, dass in-
zwischen mindestens 25 namentlich bekannte Mitarbeiter der Verwaltung des 
LK NWM gegen die Interessen der Gemeinde gehandelt haben und dies immer 
zum Vorteil von Herrn C. An einen Zufall glaube ich nicht mehr. Die Namen 
sind aus dem Schriftverkehr bekannt. Nicht berücksichtigt sind die Mitarbeiter, 
die nicht namentlich auf den vielen Schreiben erscheinen, weil sie den Verant-
wortlichen zuarbeiten müssen. 

Da auch weiterhin jedes Stück Arbeit und jeder kleine Erfolg nicht aus einer 
Zusammenarbeit, sondern nur aus gegenseitigem Kampf hervorgehen, habe ich 
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Sie sind/waren ehrenamtlich im ländlichen Raum tätig und 
haben eigene Erfahrungen gemacht, Probleme lösen müssen 
und hätten sich Austausch oder Hilfe gewünscht? 
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Diese Geschichte spielt in Passee, einer 

kleinen Gemeinde im Landkreis 

Westmecklenburg, in Mecklenburg-

Vorpommern. Und teilweise sogar im noch 

kleineren Tüzen, einem Teil von Passee, der 

aber gleichzeitig auch ein eigenständiges 

Dorf ist. Sie ist einzigartig und gleichzeitig charakteristisch bis 

repräsentativ für viele ländliche Gegenden.  

Und deshalb für all jene interessant, die sich fragen, wie wir unsere 

Gesellschaft gemeinsam so gestalten können, dass die Menschen 

wieder mehr Vertrauen fassen und solidarischer denken. 

A. Wittek . Foto: privat


